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Hochschulfinanzierung
Im Gegensatz zu den Kosten, sind die Finanzmittel gering. Wäre
auBerbudgetäre Finanzierung legitim? Welche alternativen Metho
den wären angebracht und was würden Studiengebühren bedeuten.

Die Finanzierung der
Hochschulen wird immer
mehr zu einem ernstzuneh
menden Problem. Aufgrund
hoher Studentinnenzahlen,
wachsender Ausgaben für

ufrechterhaltung und
rcierung der Forschungstä

tigkeit der Universitäten so
wie aufgrund des einge
schränkten Expansionspoten
tials des Wissenschaftsbud
gets, sehen sich Österreichs
Universitäten, analog zu de
nen anderer Industriestaaten,
vor das Problem gestellt, der
Kostenexplosion im Bil
dungsbereich entgegenzu
wirken.

Die Forderung, den erhöh
ten Bedarfan finanziellen Res
sourcen durch öffentliche Mit
tel zu decken, würde eine
starke Budgeterhöhung be
deuten, die angesichts legiti
mer Argumente, welche sich
or allem auf die soziale Un
erechtigkeit einer Umvertei

lung finanzieller Mittel zu
gunsten der mehrheitl ich bür
gerlichen Gruppe der Studen
tlnnen beziehen, wohl nicht
zielführend sein kann.

Zauberwort
Studiengebühren

In Zusammenhang mitdie
sem Problem taucht, um die
Bildungsausgabe pro Studen
tin möglichst gering zu hal
ten, der Weg eines kosten
pfl ichtigen Studiums auf: Das
Zauberwort heißt Studienge
bühren.

Dazu alternative Wege zur
Verbesserung der Finanzlage
sind überdies eine zielge
nauere Verwendung der Res-
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sourcen oder die Erschließung
zusätzlicher Einnahmequel
len durch verstärkte Drittmit
te/fi nanzierung.

"Schonraum" Uni

Es ist hierbei nicht zu leug
nen, daß im Hochschulbe
reich finanzielle und materi
elle Ressourcen oftmals ver
geudet werden, was genauso
leerstehende Räumlichkeiten
gegenüber überfüllten anders
wo betrifft, als auch das sai
sonbedingte Brachliegen kost
barer Infrastruktur. Weiters
liegt der Vorwurf nicht fern,
daß die Universität für ihre
Angestellten einen größeren
"Schonraum" als irgendein
anderergesellschaftl icher Be
reich darstellt. Dies mag zum
Teil daran liegen, daß Uni
versitätslehrpersonal nur sel
tenen und für sie unbedeu
tenden Leistungsbeurteilun
gen unterworfen ist, gute wie
schlechte Leistung kaum Kon
sequenzen hat.

Rechenschaftspflicht
der Uni

Erhöhte staat Iiche For
schungsausgaben wären woh I
nur gerechtfertigt, wenn die
derzeit vorhandenen Perso
nalressourcen optimal genützt
werden würden. Es ist leider
eine Tatsache, daß die Füh
rung vieler österreichischer
Universitäten den Kriterien ei
ner professionellen Unterneh
mensführung nur selten ge
nügt, wohl als Ergebnis einer
mangelnden Rechenschafts
pfl ichtgegenüber dem öffent
lichen Financier.

Einfluß der Wirtschaft auf
Bildungsinhalte

Drittmittelfi nanzieru ng,
eine durchaus bereits in be
stimmten Bereichen prakti
zierte Form der Hochschulfi
nanzierung (bspw. WU
Wien), bringt im Gegensatz
dazu eine Vielzahl grundsätz
licher Probleme mit sich. Den
Einfluß der Wirtschaft auf Bil
dungsfinanzierung könnte
und würde auch Einfluß auf
Bildungsinhalteund Bildungs
modalitäten an den Hoch
schulen mit sich bringen. Dies
hieße einerseits eine nach
haltige Unterstützung "wirt
schaftl ich gut verwertbarer"
Studienrichtungen wie etwa
Technikstudien oder Wirt
schaftsstudien im Gegensatz
zu vor allem gesellschaftlich
durchaus relevanten Gebie
ten wie den Geisteswissen
schaften oder sonstigen Be
reichen, die nicht in einem
solchen unmittelbaren Zu
sammenhang mit der Wirt
schaft stehen. Andererseits
würde Drittmittelfinanzierung
auch eine zunehmende Ein
flußnahmewirtschaftlicher In
teressen aufForschungsinhal
te erzeugen, die wohl stark
nach den Bedürfnissen der
Geldgeberinnen orientiert
werden würden.

Private und öffentliche
Finanzierung kombinieren?

Die bereits lange und auch
stark kontroversiell diskutier
ten Studiengebühren stellen
einen weiteren Ansatz zur Ex
pansion des Bildungsbudgets
dar. Bezüglich dessen muß

Ingo Salzmann

vorab klar sein: Hochschu
lausbildung ist kein "öffentli
ches Gut", das heißt hierbei
trifft es nicht zu, daß vollstän
diges Marktversagen eine rein
öffentliche Finanzierung er
fordert. Bei rein privater Fi
nanzierung der Ausbildung
käme es allerdings zu keiner
ausreichenden Versorgung
der Gesellschaft mit Hoch
schulabsolventlnnen, doch
zugleich ist der persönliche
Nutzen einer Universitätsaus
bildungsogroß,daßeineaus
schließlich öffentliche Finan
zierung nicht unbedingt ge
rechtfertigt ist, eine private
Kostenbeteiligung der Nutz
nießer/innen also möglich
wird. Folglich legt der private
und der öffentliche Nutzen
auch eine Kombination von
privater und öffentlicher Fi
nanzierung nahe, wobei eine
solche jedoch unbedingt so
zial verträglich gestaltet wer
den muß.

Auswirkungen von Studien
gebühren auf Qualität

der Ausbildung

Es ist allerdings nicht ein
zusehen, daß Studentinnen
von einer solchen Kostenbe
teiligung betroffen sein sol
len, selbst wenn eine Abhän
gigkeit des Beitrages von der
sozialen Lage der Herkunfts
familie des/der Studierenden
gewährleistet ist. Während
des Studiums ziehen Studen
tinnen aus ihrer Ausbildung
noch keinen unmittelbaren
privaten Nutzen, sodaß Stu
diengebühren rein dazu die-~
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Wie in Österreich Entscheidungen fallen.

TU felix Ausma!

nen würden, Studentinnen zu
rascherem und prüfungser
gebnisorientierterem Lernen
zu zwingen, was sich letzt
lich nur negativ auf die Qua
lität der Ausbildung auswir
ken kann.

Studieren auf Aneignen von
Lerninhalten beschränken?

Oft wird in bürgerlichen
Kreisen argumentiert, dies
wäre ein Anreiz zur strafferen
Organisation des Studiums,
doch zeichnet dieser Ansatz
einerseits ganz deutlich das
Bild der faulen Studierenden
und verwechselt des weite
ren Qualität des Lernens mit
dessen Quantität. Studieren
darf durch solche Repressio
nen nicht auf das Aneignen
von Lehrinhalten beschränkt
werden, sondern muß auch
das Aneignen von Kritikfähig
keit und der Fähigkeit, Zu
sammenhänge zu erkennen
und zu durchschauen bein
halten, auch wenn kritische
Akademikerinnen in derWirt
schaft nur selten erwünscht
sind.

Modelle zur Bi Idungsfinan
zierung präsentieren sich also
auf der einen Seite durch im
manente Kostenbeteiligung
derStudentinnen an ihrer Aus
bildung, doch auf der ande
ren Seite auch durch Akade
mikerinnenbesteuerung. Das
bedeutet im Gegensatz dazu
keine Bestrafung derer, die
ihre Ausbildung erfolgreich
beendet haben, weil diese
nach ihrem Studium sehr
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wohl auch daraus privaten
Nutzen ziehen, zählen doch
Akademikerinnen nach dem
Studienabschluß sehr bald zu
den einkommensstärksten
Schichten der Gesellschaft.

Unternehmerbesteuerung?

Die naheliegendste Finan
zierungsvariante wäre natür
lich, diejenigen stärker zu be
steuern, die aus der Ausbil
dung der Studentinnen, aus
der staatlichen Investition in
diese, am meisten Profit
schlagen, nämlich die Un
ternehmerlnnen. Aufgrund
deren starker Interessensver
tretung ist eine solches Ziel
allerdings wohl nichterreich
bar.

Arm finanziert Reich

Rein öffentliche Hoch
schulfinanzierung bedeutet
im Gegensatz dazu, daß ein
kommensschwache Bevöl
kerungsschichten einkom
mensstarke subventionieren,
weil sich Studentinnen mehr
heitlich aus bürgerlichen
Schichten rekrutieren, wofür
der Grund wohl bei den un
terschiedl iche Sozialisations
bedingungen liegt. Seit den
70-er Jahren hat sich der oh
nehin geringe Anteil von Ar
beiterkindern an Studentin
nen kaum erhöht. Von zu
sätzlichen budgetären Mitteln
würden folglich sozial bes
sergesteilte Schichten stärker
profitieren, was nicht einzu
sehen ist.

Studium über Darlehen
finanzieren?

Universitäre Ausbildung
muß, abgesehen von den Ne
benkosten, unentgeltlich be
reitgestellt werden, dem Kri
terium sozialer Gerechtigkeit
genügen, was jedoch einer
postu niversitären Besteue
rung des persönlichen Nut
zens aus der Ausbildung nicht
widerspricht. Natürlich muß
bei einem solchen Finanzie
rungsmodell Bedacht genom
men werden auf unterschied
liche Perspektive und unter
schiedliche finanzielle Lage
derAbsolventinnen bezügl ich
ihrer Studienrichtung.

Eine andere und etwa in
Australien praktizierte Opti
on wäre es, Teileder Bildungs
kosten über ein Darlehen zu
finanzieren, welches von der
öffentlichen Hand zur Verfü
gung gestellt werden könnte,
einer Art Kredit also, der nach
Beendigung der Ausbil-

Der Akademische Senat
der TU-Grazhat in seiner Sit
zung am 9.Mai beschlossen,
am Einführungstermin 1.Ok
tober 1995 für die neue Uni
versitätsorganisation festzu
halten. Das Bundesministe
rium war eine Woche zuvor
nach Graz gekommen, um
für eine um ein Jahr frühere
Einführung die Werbetrom
mel zu rühren.

Diese Entscheidung ist
nichteinstimmiggefallen, die
Meinung im Senat war ge
spalten. Die Spielregeln der
Demokratie haben zu die
sem Ergebnis geführt.

Soweit die eine Seite.
Auf der anderen Seite gibt es
nun an der TU-Graz Men
schen, welche diese Ent-

dungsphase rückerstattet wer
den muß-einefürMenschen,
die ihr Studium wegen ver
schiedenster, meist nicht
selbst verschuldeter Proble
me abbrechen, äußerst harte
Form der Bildungsfinanzie
rung.

Investition in Humankapital

Nur kostenloser Bildungs
konsum macht Studieren für
alle sozialen Schichten mög
lich. Ein Studium ist eine In
vestition des Staates in Hu
mankapital, wobei dieser al
lerdings nicht alleine davo
profitiert. Es ist meiner M
nung nach apriori abzuleh
nen, Kostenbeteiligung in
Form von Studiengebühren zu
gestalten, da diese sozial un
verträglich sind. Der Ansatz
einer finanziellen Umvertei
lung zwischen AkademikerIn
nen und Studentinnen ist je
doch einer eingehenden Dis
kussion würdig. •

scheidung hintertreiben."
Nach dem Motto: "Wenn.~,
so nicht geht, dann werden
wir schon Mittel und Wege
finden, uns einen früheren
Termin von den Oberen 'an
ordnen' zu lassen."
Dies ist auch bereits in loka
len Printmedien zu lesen.

Wir werden sehen, ob das
Ministerium entgegen einer
eindeutigen Entscheidungei
ner bald "autonomen" Uni
versität den Termin
1.10.1994 verordnen wird.
Ein weiteres Kapitel im ewi
gen Lehrstück der österrei
chischen Bürokratie.

Ich bin gespannt darauf.
Ein HOCH der Autonomie!!

Metternich, schau oba!
Christian Grad
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